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Fünftes Gesetz zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes*) 

Vom 8. Juni 1964 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 17. Ok¬ 
tober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697), zuletzt geändert 
durch die Gesetze vom 1. August 1961 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1153 und S. 1157), wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 wird der Punkt durch ein Komma er¬ 
setzt und folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. die Beförderung von lebenden Tieren mit 
Ausnahme von Schlachtvieh." 

*) Ändert Bundesgesetzbl. III 9241-1. 


2. § 80 Abs. 2 wird aufgehoben. 

3. Im Dritten Abschnitt wird nach § 89 folgender 
neuer Zweiter Titel eingefügt: 

„Zweiter Titel 

Landwirtschaftliche Sonderverkehre 
§ 89 a 

Die §§ 80 bis 89 über den allgemeinen Güter¬ 
nahverkehr und die §§90 bis 97 über den Güter¬ 
liniennahverkehr sind nicht anzuwenden aut 

1. die Beförderung von Milch und Milch¬ 
erzeugnissen für andere zwischen landwirt¬ 
schaftlichen Betrieben, Milchsammelstellen 
und Molkereien durch landwirtschaftliche 
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Betriebe mit eigenen oder von ihnen auf 
Abzahlung gekauften Kraftfahrzeugen und 
Anhängern, 

2. die in land- und forstwirtschaftlichen Betrie¬ 
ben übliche Beförderung von land- und 
forstwirtschaftlichen Bedarfsgütern oder Er¬ 
zeugnissen für andere Betriebe dieser Art 
im Rahmen der Nachbarschaftshilfe. 

§ 89b 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Wirt¬ 
schaft und für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten Entgelte für Beförderungen nach § 89 a 
Nr. 1 durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates festsetzen. 

(2) Soweit der Bundesminister für Verkehr von 
dieser Ermächtigung keinen Gebrauch gemacht 
hat, kann die Landesregierung im Benehmen mit 
den Bundesministern für Verkehr, für Wirtschaft 
und für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Entgelte nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung 
festsetzen, wenn sie nur für ein Land oder einen 
Teil des Landes Geltung haben sollen; die Lan¬ 
desregierung kann ihre Befugnis auf eine oberste 
Landesbehörde weiter übertragen. 

(3) Bei der Festsetzung der Entgelte sind die 
Selbstkosten für die Beförderung und die Belange 
der Milcherzeuger angemessen zu berücksichtigen. 

§ 89c 

Wer Beförderungen nach § 89 a durchführt, 
unterliegt wegen der Erfüllung der gesetzlichen 
Vorschriften der Aufsicht der unteren Verkehrs¬ 
behörde, in deren Bezirk der land- oder forst¬ 
wirtschaftliche Betrieb gelegen ist. Die Vorschrif¬ 
ten des § 55 Abs. 1 und 2 gelten entsprechend.“ 

4. Der bisherige Zweite Titel des Dritten Abschnitts 
wird Dritter Titel. 

5. § 90 erhält folgende Fassung: 

„§ 90 

(1) Wer Güternahverkehr im Sinne des § 80 
zwischen bestimmten Ausgangs- und Endpunk¬ 
ten linien- und regelmäßig betreiben will (Güter¬ 
liniennahverkehr), bedarf außer der Erlaubnis der 
Genehmigung. Sie wird dem Unternehmer für 
seine Person, für die Einrichtung und den Betrieb 
der Linie, die Streckenführung und für die Zahl, 
Art und das Fassungsvermögen der Kraftfahr¬ 
zeuge und den Tarif auf Zeit erteilt. Die Vorschrif¬ 
ten des § 20 Abs. 2 zweiter Halbsatz und des § 22 
sind unmittelbar und die Vorschriften des § 20 
Abs. 1 entsprechend anzuwenden. Der Unterneh¬ 
mer ist zur Beförderung nach dem Tarif verpflich¬ 
tet, wenn 

1. die Beförderung mit den regelmäßig für 
die Linie verwendeten Beförderungs¬ 
mitteln möglich ist und 

2. die Beförderung nicht durch Umstände 
verhindert wird, die der Unternehmer 
nicht abzuwenden und denen er auch 
nicht abzuhelfen vermag. 


(2) Als Güterliniennahverkehr gilt nicht der 
Zubringer- und Verteilerverkehr für die Ver¬ 
kehrsträger." 

6. ln § 97 Abs. 2 Satz 1 und in § 106 Abs. 4 Satz 1 
erster Halbsatz wird jeweils „Abs. 1" gestrichen. 

7. § 98 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. den Abschluß von Beförderungsverträgen in 
Abweichung von den gemäß §§ 20 a, 22, 84 
und 89 b verbindlichen Bedingungen, Tarifen 
und Entgelten anbietet oder vermittelt oder 
wer solche Verträge abschließt oder erfüllt 
oder". 

8. § 102 erhält folgende Fassung: 

„§ 102 

Bei Verstößen gegen Bestimmungen, die den 
allgemeinen Güternahverkehr betreffen, ist die 
zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die Er¬ 
laubnisbehörde {§ 82), bei Verstößen, die land¬ 
wirtschaftliche Sonderverkehre betreffen, die in 
§ 89 c Satz 1 bezeichnete Behörde und bei Ver¬ 
stößen, die den Güterliniennahverkehr betreffen, 
die Genehmigungsbehörde (§ 92)." 

9. § 103 a erhält folgende Fassung: 

„§ 103 a 

Die Grenzzollstellen sind berechtigt, Kraftfahr¬ 
zeuge zurückzuweisen, wenn nicht die Genehmi¬ 
gungsurkunde und die Beförderungspapiere, 
deren Mitführung vorgeschrieben ist, vorgelegt 
werden. Die Befugnisse der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr bleiben unberührt." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts¬ 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er¬ 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 8.'Juni 1964 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 
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Gesetz 

zur Änderung grundsteuerlicher Vorschriften^) 

Vom 10. Juni 1964 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

1. Das Grundsteuergesetz-) in der Fassung vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 519), ge¬ 
ändert durch § 172 des Bundesbaugesetzes vom 
23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341) und durch 
das Gesetz zur Änderung grundsteuerlicher Vor¬ 
schriften vom 12. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 425) wird wie folgt geändert: 

a) §§ 12a bis 12c werden gestrichen; 

b) § 21 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte 
„vorbehaltlich des Absatzes 3“ gestrichen, 
hh) Absatz 3 wird gestrichen. 

2. In § 92 Abs. 1 Satz 1 des Zweiten Wohnungsbau¬ 
gesetzes ^) in der Fassung vom 1. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1121), geändert durch das 
Gesetz über Wohnbeihilfen vom 29. Juli 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 508), und in § 47 Abs. 1 
Satz 1 des Wohnungsbaugesetzes für das Saar¬ 
land in der Fassung vom 26. September 1961 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 591), geändert durch 


das Gesetz über Wohnbeihilfen vom 29. Juli 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 508), werden die Worte nach 
dem Semikolon gestrichen; das Semikolon wird 
durch einen Punkt ersetzt. 

Artikel 2 

Artikel 1 gilt mit Wirkung vom 1. Januar 1963 an 
mit der Maßgabe, daß § 12 a Abs. 5 des Grund¬ 
steuergesetzes für die Erhebungszeiträume 1961 und 
1962 unter den bisherigen Voraussetzungen an¬ 
wendbar bleibt. Die Steuermeßbeträge sind ent¬ 
sprechend neu zu veranlagen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 

Die Bundesregierung hat dem vorstehenden Ge¬ 
setz die nach Artikel 113 des Grundgesetzes er¬ 
forderliche Zustimmung erteilt. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 10. Juni 1964 


Der Bundespräsident 
Lübke 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 

Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung 
Lücke 


1) Ändert Bundesgesetzbl. III 611-7 und 2330-2. 

2) Bundesgesetzbl. III 611-7 

3) Bundesgesetzbl. III 2330-2 
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Verordnung über die Inansprudmahme des Sleilenvorbehalts 
nach § 10 Abs. 4 Satz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes im Rechnungsjahr 1964 

Vom 1. Juni 1964 

Sdminliiiig des Diindesrechts, Bundesgesetzbl. Ill 53-4-11 

Aal Grund des § 10 Abs. 4 Salz 2 des Soldaten- 
ve.i .SOI gungsgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
iruK'hiing vom 8. September 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 168,5) wird im Einvernehmen mit dem Bundos- 
niinisler der Verteidigung und mit Zustimmung de.s 
Bundosrates verordnet: 

§ 1 

Im Rechnungsjahr 1964 (vom 1. Januar bis 31. De- 
zonibei' 1964) werden auf Gr\ind des Stelienvorbc- 
h.ilis für Inhaber des Zul.assuugssdroins Stellen nicht 
in Anspruch genommen. 


§ 2 

Diese Vevordriursg tritt mit Wirkung vo.ui 1. Januar 
19f)4 in Krail. 


Bonn, den 1. .luni 1964 

D e r R u u d e s m i n i s t e r des Inner n 
11 0 r m r) n u H o c h e r 1 
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Verordnung über die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden der Kriegsopierversorguiig 
für Berechtigte außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 

Vom 9. Juni 1964 

Sammlung des Bundesrechls, Bundesgesetzbl. JIl 833-3 


Auf CruDd d(!s § 3 Abs. 5 dos Gesetzes über das 
Verwaltungsvc-rfahren der Kriegsopferversorgung 
vom 2. Mai 195,5 (Bundesgesetzbl. I S. 202), zuletzt 
geändert durch das Zweite Ncuordnuiigsgesetz vom 
21. Februar 1964 (Buridesgesetzbl. I S, 85), wird mit 
Zustimmung des Bundesrates verordnet; 

§ 1 

Die Versorgung der Opfer des Krieges, die ihren 
Wohnsitz oder gowöhnlidion Aufenthalt außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes haben, 
wird durebgeführt für Personen 

a) in Dänemark, Island, Schvv'cden, Norwegen und 
Finnland 

vom Ver.sorgiingsciiut Schleswig, 
bj in den Niedcutanden und in Belgien 
vom Versorgungsarnf Aachen, 

c) in Luxemburg 

vom Vorsorgung.saint Trier, 

d) in Frankreich 

vorn Vc;rsorrjri 11 ij.scun t Saa rbi'ücken, 

e) in Portugal Lurd Sjmnicn 

V o in Vc rs o r gn II g s a in t K a r I s r u f) e , 

f) in der Schweiz 

vom. Versorgungsamt Radolfzell, 

g) in Österreich und italjen 

vom Vorsorgiiiigsamt Mündien I, 

h) in dem Vereinigten Königreich Großbritan¬ 
nien und Nordirland, in Irland und den 
außereuropüi.schcn Staaten mit Ausnahme der 
Türkei, der amerikanischen Staaten und Ka¬ 
nadas 

vom Veisorgungsamt Hamburg, 

j) in den nmcrikanisdicn Staaten und Kanada 
vom Versorgungsamt Bremen, 

k) in der Türkei und im übrigen europäischen 
Ausland 

vom Versorgungsamt Ravensburg, 

l) in den zur Zeit unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebieten, wenn es 
sich um Beschädigte, Witwen, Witwer oder 
Waisen handelt, vom Versorgungsamt Münster, 
wenn es sich um Ellern handelt, vom Versor¬ 
gungsamt Hamburg. 

§ 2 

Orthopädische Versorgung geveähren die ortho¬ 
pädischen Versorgurig.sslellen am Sitz der in § 1 


genannten Versorgungsämter, jedoch für den Be¬ 
reich 

des Versorgungsamts Schleswig 

die Orthopädische Versorgungsstelle Neumünster, 

des Versorgungsamts Aachen 

die Orthopädische Versorgungsstelle Köln, 

des Versorgungsamts Trier 

die Orthopädische Versorgungsstelle Koblenz, 

des Versorgungsamts Radolfzell 

die Orthopädische Versorgungsslelle 

Freiburg i. Br., 

des Versorgungsamts Ravensburg 

die Orthopädische Versorgungsstelle Stuttgart. 

§ 3 

§ 4 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren 
der Kriegsopferversorgung findet entsprechende 
Anweendung. 

§ 4 

Für Versorgimgsbereditigte außerhalb des Gel¬ 
tungsbereichs des Grundgesetzes ohne festen Auf¬ 
enthalt oder mit mehrfachem Wohnsitz in verschie¬ 
denen Staaten bleibt das Versorgungsamt zuständig, 
das zuerst Versorgung nach § 64 des Bundesversor¬ 
gungsgesetzes gewährt hat. Ist das Verfahren noch 
nicht abgeschlossen, bleibt von den in § 1 der Ver¬ 
ordnung aufgeführten Versorgungsämtern das Ver¬ 
sorgungsamt zuständig, bei dem der Antrag auf 
Versorgung eingegangen ist. 

§ 5 

(1) Haben die Hinterbliebenen oder einzelne von 
ihnen ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent¬ 
halt außerhalb des Geltungsbereichs des Grund¬ 
gesetzes, so findet für die Entscheidung über den 
ursächlichen Zusammenhang des Todes oder der 
Verschollenheit mit schädigenden EinvHrkungen im 
Sinne des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes § 3 
Abs. 2 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren 
der Kriegsopferversorgung entsprechende An¬ 
wendung. 

(2) Befindet sich eine versorgungsberechtigte 
Waise, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf¬ 
enthalt außerhalb des Geltungsbereichs des Grund¬ 
gesetzes bei ihrer Mutter oder ihrem Vater hat, 
vorübergehend zur Schul- oder Berufsausbildung im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes, so ist während 
dieser Zeit das Versorgungsamt zuständig, in dessen 
Bezirk sich die Waise aufhält. 
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§ 6 

Hat eine Hinterbliebene ihren Wohnsitz zum 
Zwecke der Eheschließung außerhalb des Geltungs¬ 
bereichs des Grundgesetzes begründet, so wird für 
die Gewährung der Abfindung nach § 44 des Bun- 
desversorgungsgoselzcs eine Zuständigkeit nach 
§ 1 nur begründet, wenn zugleich der Wohnsitz 
versorgungsbcrechligler Waisen in das gleiche Auf- 
enthaltsgebi(!t oder -land verlegt worden ist. 


§ 7 

Für Personen, dertm Aufenthalt außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes nur als vor¬ 
übergehend anzusehen ist, bleibt das bisherige Ver¬ 
so rg u n gsamt zustiindig. 

Bonn, den 9. Juni 1964 


§ 8 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 50 des Gesetzes 
über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopfer¬ 
versorgung auch im Land Berlin. 

§ 9 

§ 1 Buchstabe k tritt mit Wirkung vom 1. April 
1964 in Kraft. Im übrigen tritt diese Verordnung 
am Tage nach der Verkündung in Kraft; gleich¬ 
zeitig tritt die Verordnung über die Zuständigkeit 
der Verwaltungsbehörden der Kriegsopferversor¬ 
gung für Versorgungsberechtigte im Ausland vom 
4. November 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 726), ge¬ 
ändert durch die Verordnung vom 15. Januar 1963 
(BundesgeEctzbl. I S.47), außer Kraft. 


Der ßundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
B1 ank 


Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über Steuervergünsligimgen zur Förderung des Baues von Landarbeiterwohnungen*) 

Vom 10. Juni 1964 


Auf Grund des § 51 Abs. 1 Zifl. 2 Buchstabe i des 
Einkommensteuerge.scize.s in der Fassung vom 
15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1253) verordnet 
die Bunde.sregierung mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates: 

Artikel 1 

Die Verordnung über Steuervergünstigungen zur 
Förderung des Baues von Landarbeiterwohnungon 
in der Fassung vom 16. Juli 1958 (bundesgesetzbl. I 
S. 523), geändert durch die Verordnung zur Ände¬ 
rung der Verordnung über Steuervergünstigungen 
zur Förderung des Baues von Landarbeiterwohnun¬ 
gen vom 21.Juni 1961 (Bundesgesetzbl. 1961 I S.783), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 werden die Jahreszahlen „1963/64" 
durch die Juhreszablen „1966/67" ersetzt, 

2. In § 1 a wird die Jahreszahl „1964“ durch die Jah¬ 
reszahl „1967" ersetzt, 

3. § 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „vom 27. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 523)" durch die Worte „in 

Bonn, den 10. Juni 1964 


der Fassung vom 1. August 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1121)" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „vom 17. Oktober 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1719)“ durch die 
Worte „in der Fassung vom 1. August 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 593)" ersetzt. 

4. In § 4 wird Satz 2 gestrichen. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 15 des Ge¬ 
setzes zur Neuordnung von Steuern vom 16. Dezem¬ 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 373) auch im Land 
Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
M en d e 


•) Arulprt nimiJcsqcsül/bl. 111 2330-.3-5. 


Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 
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Verkündungen ini Bundesanzeiger 


Gemäß § I Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(BuudcsgG.setzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 


Bezoidinunt) der Verordnunri 


Verkündet im Tag des 

Bundesanzeiger Inkraft- 

Nr. vom tretens 


Vierte Verordnung über die Hohe der Abgaben und der 
Stützungsbeträge für den allgemeinen Ausgleich in der Milch- 
wii:l.schait (4. Abgaberr- und Stiitzungsverordnung — 4. AStV) 

Vom 27. Mai 1964 

97 

30. 5.64 

1.6. 64 

Schiffahrtpolizeilidie Aiiuidnung über die Abmessungen der 
Fahrzeuge auf der Ilmenau 

Vom 20. Mai 1964 

97 

30.5.64 

1.7. 64 

Vierzehnte Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste — An¬ 
lage zum Außenwirtschdftsgesetz . 

Vom 29. Mai 1964 

98 

2. 6. 64 

3.6.64 

Tarif für die Schiifahrlabgaben auf der Mosel zwischen Thion- 
ville (Diedenhofen) und Koblenz (Coblence) vom l.Juni 1964 

Vom 22. Mai 1964 

98 

2.6.64 

1.6.64 

Tarif für die Schiffahrfabgaben der Schleuse Koblenz vom 

1. August 1951 

Vom 22. Mai 1964 

98 

2.6.64 

Außerkraft- 

Strom- und .schiffahrtpolizeiliche Anordnung der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion Kiel über Sicherungsmaßnahmen im Be¬ 
reich der Magnetischen Meßstelle Flensburg-Meierwik 

Vom 9. April 1964 

99 

3. 6. 64 

treten 

I, 6. 64 

1.7.64 

Zweite schiffahrtpolizeiliche Anordnung der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion Kiel über das Wasserskifahren auf der 

Trave zwischen Priwall-Südspitze und Siechenbuchl 

Vom 22. Mai 1964 

100 

4. 6. 64 

mit Wirkung 

Verordnung der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Hannover 
zur Änderung der Verordnung über den Verkehr von Sport¬ 
fahrzeugen auf dem Eder- und dem Diemelsee 

Vom 11. Mai 1964 

101 

5.6.64 

vom 10. 6.64 
aufgehoben 

6. 6. 64 

Verordnung Nr. 12/64 über die Festsetzung von Entgelten für 
Verkehrsleistungen der Binnenschiffahrt 

Vom 29. Mai 1964 

103 

9. 6. 64 

Siehe § 4 
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Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Reclitswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 


Datum und Bezeichnung 
der Rechtsvorschrift 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 

Nr. vom Seite 


Verordnung Nr. 55/64/EWG des Rats über die 
Festlegung der Kriterien für die Inlcrventions- 
regelung auf dem Rincifieischmarkt 


82 20. 5. 64 


Verordnung Nr. 5G/64/EWG des Rats zur Ände¬ 
rung und Verlängerung der Verordnung Nr. 31/ 
6,3/EWG des Rat.s betreffend die vorherige Fest¬ 
setzung der Abschöpfung für bcslirnnUe Erzeug¬ 
nisse 


82 20. 5. 64 


Verordnung Nr. 57/64/EWG, Nr. 1/64/Euratom der 
Rate zur Änderung der Berichtigungskoolfizienten 
für die Dienst- und Versorgungsixrziigr? der Be¬ 
amten 


83 29, 5. 64 


1304 


Verordnung Nr. 58/64/nWG, Nr. 2,''64/0iiraloni der 
Räte zur Aiigleichung bestinunlcu: Bcrichtigungs- 
koeffizitmleu für die Dieu,si- tiiul Versorguiigs- 
Itezüge der B(\unl:en 


83 29, 5, 64 
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